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Das NWO-Geheimprojekt: "Die Versklavung und Vernichtung Deutschlands", Teil 3 
4. Phase des NWO-Geheimprojektes: "Die Versklavung und Vernichtung Deutsch-
lands". Schlüsselereignisse von 1945-1948  
Entnazifizierung und Umerziehung in Mittel- und Westdeutschland: Nachdem die Sie-
germächte die uneingeschränkte Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Justizgewalt in den Be-
satzungszonen übernommen hatten, waren die hoffnungslos erschütterten Deutschen den Sie-
gern auf Gedeih und Verderb ausgeliefert und mußten die drakonischen Maßnahmen, Will-
kürakte und Schikanen der Besatzer über sich ergehen lassen. Die militärische, wirtschaftliche 
und politische Ausschaltung Deutschlands, die man nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg im 
Jahre 1918 begonnen hatte, wurde nach dem verlorenen Zweiten Weltkrieg 1945 während der 
jahrzehntelangen Besatzungsherrschaft kompromißlos fortgesetzt.  
Die Deutschen wurden nach der NS-Diktatur von 1933-1945 bzw. nach dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges von den Siegermächten zweifelsfrei nicht befreit, sondern politisch und wirt-
schaftlich entmündigt und in den folgenden Jahrzehnten systematisch ausgeplündert und um-
erzogen.  
Am 14. Mai 1945 befahl die französische Militärregierung, in der Nähe Freiburgs ein Konzen-
trationslager für deutsche politische Häftlinge zu errichten. 
NKWD-Einheiten richteten Mitte Mai 1945 in Ketschendorf bei Fürstenwalde das "Spezi-
allager Nr. 5" ein. In den folgenden Monaten wurden hier durchschnittlich ca. 6.000 Häftlinge 
aus Berlin und der Mark Brandenburg interniert (x126/52). Unter den Gefangenen waren viele 
Jugendliche - vermeintliche "Werwolf-Angehörige". 
Am 22. Mai 1945 trat in Westdeutschland die US-Direktive Nr. 1 in Kraft (x111/25): >>Der 
erste Schritt der Umerziehung wird sich ausschließlich darauf beschränken, die Deutschen mit 
unwiderlegbaren Tatsachen zu konfrontieren, die eine Einsicht in die deutsche Kriegsschuld 
und die Kollektivschuld für solche Verbrechen wie die Konzentrationslager wachrufen. ...<<  
Der SPD-Politiker Dr. Kurt Schumacher wies am 10. Februar 1946 den Vorwurf der Kollek-
tivschuld entschieden zurück (x101/12): >>Die Deutschen stehen deshalb vor einer schweren 
Aufgabe, weil die Welt meint, der Nazismus sei Deutschland gewesen, das ganze Volk sei 
schuldig. ...  
Es ist nicht das ganze deutsche Volk schuldig, und wir lehnen eine derartige These ab. ...  
Immer sind es vor 1933 und nach 1933 große Teile der Deutschen gewesen, die gegen Hitler 
gekämpft und Mut bewiesen und Leid erduldet haben. ...<< 
Der kanadische Journalist James Bacque berichtete später über die Zensur der öffentlichen 
Meinung im besetzten Westdeutschland (x131/177-178): >>Ein Land durch Generäle verwal-
ten zu lassen, ist genauso töricht, wie eine Armee von Politikern führen zu lassen. 
... Nach 1945 gab es in Deutschland Millionen von Biographien; aber Geschichte gab es nicht. 
Als die Nation in vier Zonen geteilt wurde, da wurde auch ihre Geschichte zerbrochen durch 
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die politische Teilung, durch die Zensur, durch Tarnung und Vertuschung, durch die Angst 
davor, die USA und Frankreich zu kritisieren. Es bildete sich keine öffentliche Meinung ...  
Die Besetzung Deutschlands führte zur Entstehung einer Besetztenmentalität, die sich bemüh-
te, jede Vernunft einer vernunftlosen Disziplin zu unterwerfen, so, wie die Nation von den 
Nazis unterworfen worden war. 
Erleichtert wurde das durch die bedingungslose Autoritätsgläubigkeit, die den Deutschen an-
erzogen ist ... 
Nachdem die Besatzungszonen und die offene Zensur abgeschafft worden waren, kam es zu 
keiner wesentlichen Verbesserung der Situation, weil Haltung und Einstellung, die sich unter 
jenem Regime gebildet hatten, schon zu Geschichte geworden waren. ...<< 
Die US-Militärregierung veröffentlichte am 13. August 1946 ein Programm für die "Wieder-
herstellung des deutschen kulturellen Lebens" (x111/204): >>... Zur Umsetzung in die Tat 
muß das Programm der "Deutschen Umerziehung" in steigendem Maße von solchen heimi-
schen Mitteln der deutschen Kultur Gebrauch machen, welche die friedliche Entwicklung 
neuer Ideale und Institutionen versprechen. ...<< 
Am 1. Oktober 1946 wurden im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-Prozeß nach 403 öffentli-
chen Sitzungen die Urteile verkündet. 12 NS-Führer (Martin Bormann, Hans Frank, Wilhelm 
Frick, Hermann Göring, Alfred Jodl, Ernst Kaltenbrunner, Wilhelm Keitel, Joachim von Rib-
bentrop, Alfred Rosenberg, Fritz Sauckel, Arthur Seyß-Inquart und Julius Streicher) wurden 
zum Tod durch den Strang verurteilt. Hjalmar Schacht, Franz von Papen und Hans Fritzsche 
wurden freigesprochen. Die Führungskorps der NSDAP, Gestapo, SS und SD stufte man als 
verbrecherische Organisationen ein. Das deutsche Reichskabinett, der Generalstab und das 
Oberkommando der Wehrmacht wurden im Sinne der Anklage für nicht verbrecherisch be-
funden und freigesprochen.  
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden allein die Kriegsverbrechen und Völker-
rechtsverletzungen der Verlierer geahndet, die zahllosen Kriegsverbrechen und Völkerrechts-
verletzungen der Siegermächte blieben jedoch ungesühnt. 
Im Verlauf der Prozesse und der Entnazifizierung wurden in den Westzonen mindestens 800 
NS-Kriegsverbrecher durch die Siegermächte zum Tod verurteilt, von denen man etwa 500 
hinrichtete. In den folgenden Jahren ermittelte die westdeutsche Justiz gegen mehr als 84.000 
Deutsche und verurteilte über 6.400 Angeklagte wegen nachgewiesener NS-Verbrechen 
(x025/195).  
In der nordamerikanischen Zone wurden bis zum 1. Januar 1947 etwa 11,7 Millionen Frage-
bogen ausgefüllt. Alle deutschen Erwachsenen ab 18 Jahre wurden aufgefordert, 133 Fragen 
zu beantworten. Jeder, der sich weigerte, diesen Fragebogen auszufüllen, erhielt kurzerhand 
keine Lebensmittelkarten. Die gerichtsähnlichen Verfahren vor den "Spruchkammern" ende-
ten mit der Einstufung in eine der 5 Kategorien: Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, 
Mitläufer oder Entlastete.  
Es war die Zeit der "Persilscheine", die rastlose sog. Jagd nach Ehrenerklärungen von überle-
benden Juden, ehemaligen KZ-Häftlingen und anderen NS-Opfern.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein berichtete später über die Entnazifizie-
rung (x063/612-613): >>Die "Entnazifizierung" wurde ... in den 4 Besatzungszonen höchst 
unterschiedlich durchgeführt.  
In der sowjetischen genügte es einerseits, ein "Kapitalist" zu sein, um als "Nazi" gebrand-
markt und verfolgt zu werden, andererseits aber konnten auch hochrangige, wirkliche Nazis 
sofort die Generalabsolution erhalten, wenn sie sich nur zum Kommunismus "konvertierten".  
In der französischen Zone dürften die Maßstäbe am mildesten gewesen sein, in der britischen 
und amerikanischen am methodischsten, aber oft auf Grund der falschen Methoden!  
Auch kam es vielfach darauf an, ob man frühzeitig oder später "entnazifiziert" wurde, und 
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auch "Protektion" – vor allem ausländische oder klerikale – war nicht ohne Bedeutung. 
Der Fragebogen mit seinen ... 133 zum Teil schlichtweg törichten Fragen ist inzwischen in die 
Literatur eingegangen. In der amerikanischen Zone wurden bis zum Januar 1947 allein 11,7 
Millionen Fragebogen ausgefüllt und eingereicht. Die Gesamtzahl stieg schließlich auf über 
13 Millionen. ...  
Die Entnazifizierungsbehörde der Militärregierung – beschäftigte sich mit 1,5 Millionen Fäl-
len, 375.000 Personen wurden aus ihren beruflichen Stellungen entfernt. Die übrigen – insge-
samt waren 3,3 Millionen "vom Gesetz" betroffen gewesen – fielen aus durch einige Amnesti-
en, so die Jugendamnestie vom Juli 1946, zu Weihnachten 1946 die Amnestie für Kriegsbe-
schädigte, Invalide und jene mit geringem Vermögen und Einkommen. ...<< 
Der Alliierte Kontrollrat erteilte am 25. Juni 1947 "Grundsätze für die Demokratisierung des 
Unterrichts in Deutschland", Direktive Nr. 54 (x114/2.164): >>Die Möglichkeit, sich zu bil-
den, muß für alle in gleicher Weise sichergestellt werden. ... 
Die Schulprogramme müssen sich zum Ziele setzen, Achtung und Verständnis gegenüber an-
deren Nationen zu entwickeln. Zu diesem Zweck ist dem Studium der lebenden Sprachen be-
sondere Aufmerksamkeit zu schenken, ohne einer von ihnen den Vorrang zu geben. ...<< 
Am 10. März 1950 wurde das letzte sowjetische Internierungslager, das Lager Sachsenhausen 
in der Stadt Oranienburg, aufgelöst. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Konzentrati-
onslager" in der Sowjetischen Besatzungszone (x009/228): >>... 1945 wurden von der sowje-
tischen Besatzungsmacht Zehntausende von Männern und Frauen unter Beschuldigung, "akti-
ve Faschisten" oder Kriegsverbrecher gewesen zu sein, oder weil sie den Sowjets aus irgend-
einem Grunde gefährlich erschienen, in Konzentrationslager gesperrt und dort auf das un-
menschlichste und unwürdigste behandelt.  
Besonders berüchtigte Lager befanden sich in Sachsenhausen, Buchenwald, Mühlberg, Baut-
zen, Neubrandenburg und Ketschendorf. Die Angehörigen der dorthin Verschleppten blieben 
ohne Nachricht und ohne Postverbindung. Die Angehörigen erhielten auch dann keine Mittei-
lung, wenn der Häftling verstarb.  
Nach westlichen Zählungen, die auf Angaben der ehemaligen Totengräber und Ärzte in den 
Konzentrationslagern beruhen, verstarben in den Lagern von 1945 bis 1950 über 65.000 Häft-
linge.<< 
Hungerpolitik der sogenannten Befreier: Damit man die angestrebten Hauptziele Demilita-
risierung, Denazifizierung, Demontage und Demokratisierung bzw. Umerziehung ungestört 
realisieren konnte, führten die alliierten Siegermächte und ihre osteuropäischen Verbündeten 
nach dem Kriegsende 1945 spezielle Maßnahmen durch, um die Deutschen konsequent aus-
zuhungern.  
US-General Clay erklärte am 15. Mai 1945 während einer Pressekonferenz, daß es die erste 
Aufgabe sein wird, die deutschen Kriegsverbrecher einer gerechten Aburteilung zuzuführen 
und daß man die Lebensmittelversorgung für Deutschland zunächst sehr knapp halten wird. 
Der Londoner "Exchange Telegraph" berichtete am 14. Mai 1945 über das besetzte Deutsch-
land (x043/31): >>Deutschland muß sich selbst ernähren 
Das US-Kriegsernährungsamt dementiert die Gerüchte, daß Deutschland einen wesentlichen 
Teil der zwölf Millionen Tonnen Lebensmittel erhalte, die die Vereinigten Staaten nach Euro-
pa verschiffen werden, daß irgendwelche Lebensmittel an Deutsche verteilt worden seien, 
ausgenommen völlig mittellose und heimatlose Personen. 
Dieses Dementi wird vom Kriegsministerium bestätigt unter dem Hinweis auf Eisenhowers 
Erklärung, daß Deutschland sich selbst ernähren müsse.<<  
Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer schrieb am 5. Juli 1945 (x095/18-20): >>Ich 
sehe die Entwicklung in Deutschland mit steigender Sorge. Rußland läßt einen eisernen Vor-
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hang herunter. Ich glaube nicht, daß es sich bei der Verwaltung der Hälfte Deutschlands, die 
ihm überantwortet ist, von der Zentralen Kontrollkommission irgendwie beeinflussen lassen 
wird. Die weiterblickenden englischen und amerikanischen Stellen teilen wohl diesen Stand-
punkt, denn sie haben keine Hoffnung, in Zukunft aus diesem Teil Deutschlands noch Zufuh-
ren an Lebensmitteln zu erhalten. … 
In wirtschaftlicher Hinsicht ist man über die allerkümmerlichsten Anfänge noch nicht hinaus-
gekommen. So wird es sie interessieren, daß die Förderung im Industriegebiet 10 % normal 
beträgt und daß von diesen 10 % 7 % nach Frankreich gehen. Daß mit dem Verbleib der 3 % 
die Wirtschaft nicht angekurbelt werden kann, auch nicht der Eisenbahnverkehr, daß kein 
Hausbrand zur Verfügung stehen wird, brauche ich nicht zu sagen.  
Ich befürchte, daß diesen Winter in Deutschland Millionen Menschen an Hunger und Kälte 
sterben werden. Hungerödeme als Todesursache sind schon jetzt nicht selten. ...<< 
In San Francisco unterzeichneten 50 Nationen am 26. Juni 1945 die Charta der Vereinten Na-
tionen. Die Unterschrift der provisorischen polnischen Regierung wurde von den Westmäch-
ten zunächst nicht anerkannt und mußte am 15.10.1945 nachvollzogen werden (x040/289).  
Bei dieser Konferenz wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen Vertriebe-
nen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und Artikel 107 der 
Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfürsorge ausgeschlos-
sen werden (x024/344).  
Die Abtrennung der landwirtschaftlichen Überschußgebiete Ostdeutschlands, die jahrelange 
Versklavung von Millionen von deutschen Kriegsgefangenen, die gewaltsame Umsiedlung 
von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten östlich der Oder-Neiße in das verwüstete 
Restdeutschland sowie die Verhinderung von westeuropäischen Hilfslieferungen mußten 
zwangsläufig zu humanitären Katastrophen führen.  
Die Lebensverhältnisse der Nachkriegszeit waren nicht nur in Ostdeutschland katastrophal, 
sondern auch in Mittel- und Westdeutschland herrschten chaotische Lebensbedingungen. Vor 
allem für die nach Westen geflüchteten oder vertriebenen Reichs- und Volksdeutschen begann 
damals ein verzweifelter Kampf ums nackte Überleben, um dem Hunger- oder Kältetod zu 
entgehen. 
US-Senator Charles W. Vursell berichtete später über den massenhaften Hungertod in 
Deutschland (x028/149): >>... Durch die Potsdamer Vereinbarung wurde die Regierung der 
Vereinigten Staaten unbeabsichtigt zum Mitverantwortlichen für den massenhaften Hunger-
tod, besonders in Deutschland. - Sie verstießen gegen das geltende humanitäre Prinzip des 
Völkerrechts, wonach immer dem Sieger die Verantwortung zufällt, nach besten Kräften die 
unschuldigen Opfer der besiegten Bevölkerung zu schützen.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die große Hungersnot 
während der Nachkriegsjahre in Deutschland (x268/32-33): >>... Während zumindest Fachhi-
storiker wissen, daß infolge der fortgesetzten alliierten Lebensmittelblockade gegen Deutsch-
land und Österreich nach dem Ersten Weltkrieg rund eine Million Menschen starben, gelang 
es erst dem kanadischen Journalisten James Bacque, die Öffentlichkeit auf die wesentlich hö-
here Zahl direkter und indirekter Hungeropfer (z.B. erhöhte Säuglingssterblichkeit, hungerbe-
dingte Krankheiten und dergleichen) nach dem Zweiten Weltkrieg aufmerksam zu machen. 
Bacque kommt auf schier unglaubliche 5,7 Millionen in den vier Besatzungszonen Deutsch-
lands. 
Selbst wenn diese Zahl zu hoch gegriffen sein sollte, so steht doch fest, daß die sogenannte 
Befreiung mehr Deutsche der Zivilbevölkerung das Leben gekostet hat als Hitlerdiktatur und 
Weltkrieg zusammengenommen.<<  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. August 2008 über die 
die deutschen Kriegs- und Nachkriegverluste des Zweiten Weltkrieges (x887/...): >>Klassiker 
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aktualisiert 
... Nawratil zählt 8,8 Millionen Nachkriegstote, davon 4,0 Opfer der Hungerpolitik, 2,8 Op-
fer der Vertreibungen, 1,6 tote Kriegsgefangene, 0,3 Opfer der Sowjetarmee in Mitteldeutsch-
land und Österreich plus 0,1 Tote in sowjetischen KZ und Gefängnissen in Deutschland. Zum 
Vergleich stellt er daneben: Krieg und Diktatur verursachten in Millionen 5,1 Opfer, da-
von etwa 4,25 Militärverluste, etwa 0,6 Bombenopfer, 0,17 deutsche Juden, 0,125 sonstige 
KZ-Opfer und 0,1 Euthanasieopfer. ...<< 
"Kalter Krieg" zwischen den Siegermächten Sowjetunion und USA: Der sogenannte 
"Kalte Krieg" hatte für Deutschland verhängnisvolle Folgen, denn er besiegelte langfristig die 
deutsche Spaltung. Er zwang die Mittel- und Westdeutschen, Partei zu ergreifen, so daß die 
Wiedervereinigung Deutschlands jahrzehntelang unmöglich wurde. Der wirtschaftliche und 
politische Aufbau Westdeutschlands sowie der militärische Schutz Westeuropas wurden 
nachweislich mit dem vorläufigen Verzicht auf die Wiederherstellung Deutschlands erkauft. 
Das Potsdamer Abkommen wurde von den Politikern der USA genutzt, um die langfristige 
Spaltung Ost-, Mittel- und Westdeutschlands durchzusetzen. Die US-Geostrategen hetzten die 
Deutschen und die Russen infolge der unfaßbaren Gebietsabtretungen und Vertreibungen vor-
sätzlich gegeneinander auf, denn ein deutsch-russisches Bündnis hätte die angestrebte US-
Weltherrschaft gefährden können 
Der US-Politiker und Publizist George Friedman berichtete später im Jahre 2015 über die US-
Strategie der Spaltung Eurasiens (x321/82): >>Das Hauptinteresse der US-Außenpolitik wäh-
rend des letzten Jahrhunderts, im Ersten und Zweiten Weltkrieg und im Kalten Krieg waren 
die Beziehungen zwischen Deutschland und Rußland. Denn vereint sind sie die einzige 
Macht, die uns bedrohen kann. Unser Hauptinteresse galt sicherzustellen, daß dieser Fall nicht 
eintritt. … 
Für die Vereinigten Staaten ist die Hauptsorge, daß deutsches Kapital und deutsche Technolo-
gien und die russischen Rohstoff-Ressourcen und die russische Arbeitskraft sich zu einer ein-
zigartigen Kombination verbinden. Dies versuchen die USA seit einem Jahrhundert zu ver-
hindern.<< 
Der Marshall-Plan erfolgte vor allem aus politischen Gesichtspunkten und kontrollierte die 
Eingliederung Deutschlands in das westeuropäische Staatensystem. Mit dem Marshall-Plan 
begann im Jahre 1947 die europäische Integration (Zusammenschluß von zunächst westeuro-
päischen Staaten). Der Marshall-Plan war damals kein selbstloser Akt der USA, denn der 
Wiederaufbau der zerstörten westeuropäischen Infrastruktur wurde vielerorts von US-
Unternehmen durchgeführt. 
Der US-Bankier Young begrüßte am 12. September 1947 den Marshall-Plan, um weitere 
kommunistische Expansionen zu verhindern (x111/367): >>... und daß der westliche Teil 
Deutschlands kommunistisch und von Rußland vereinnahmt wird.  
Wenn Rußland seine momentanen riesigen Ressourcen an Rohmaterialien und Arbeitskraft 
mit den schöpferischen, produktiven und organisatorischen Fähigkeiten der Deutschen ver-
binden könnte, würde es in kurzer Zeit zur mächtigsten Nation der Welt.  
Das ziemlich wahrscheinliche Ergebnis davon wäre, daß das gesamte Westeuropa zur An-
nahme eines kommunistischen Programms gezwungen wäre. Die USA stünden dann einer 
Bedrohung gegenüber, die die Bedrohung durch Hitler als Kinderspiel erscheinen ließe.<< 
 
5. Phase des NWO-Geheimprojektes: "Die Versklavung und Vernichtung Deutsch-
lands". Schlüsselereignisse von 1949-1989  
Ruhrstatut und Zwangsbeitritt zur internationalen Ruhrbehörde, Besatzungsstatut der westli-
chen Besatzungsmächte, Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Gründung der Deut-
schen Demokratischen Republik, Oder-Neiße-Linie, Mitglied der Nordatlantischen Verteidi-
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gungsgemeinschaft (NATO), Mitglied des Warschauer Beistandspaktes, Errichtung einer 
multikulturellen Gesellschaft, Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM), Ausgrenzung und Diffamie-
rung der deutschen Vertriebenen, Neue Ostpolitik, Zöglinge der "Frankfurter Schule", Nieder-
gang des Christentums, Zerstörung des deutschen Bildungssystems, Holocaust-Industrie, Tag 
der Befreiung, Kollektivschuld, Zusammenbruch der DDR. 
Ruhrstatut und Zwangsbeitritt zur internationalen Ruhrbehörde: Am 22. April 1949 trat 
das "Ruhrstatut" in Kraft. Danach war die Kohlen-, Koks- und Stahlproduktion des Ruhrge-
bietes einer internationalen Kontrollbehörde unterstellt (x101/19). 
In diesem "Ruhrstatut" vom 22. April 1949 hieß es (x243/177): >>... Da die internationale 
Sicherheit und die allgemeine wirtschaftliche Gesundung erfordern, daß die Hilfsquellen der 
Ruhr ... nicht für Angriffszwecke verwendet werden, sondern im Interesse des Friedens ("er-
richten Belgien, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Großbritannien und die USA) eine 
internationale Behörde für die Ruhr ... (zur) Aufteilung der Kohle, des Kokses und des Stahls. 
... Sobald eine deutsche Regierung errichtet worden ist, kann sie dem vorliegenden Abkom-
men beitreten. ...<< 
Die zwangsweise europäische Integration (Ruhrstatut) diente hauptsächlich dem Zweck, eine 
dauerhafte Überwachung und Lenkung der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland zu gewährleisten. 
Bundeskanzler Adenauer begründete am 25. November 1949, um 3 Uhr morgens, im Bundes-
tag den Beitritt zur Ruhrbehörde u.a. damit, daß die alliierten Militärregierungen bei einer Ab-
lehnung die geplanten Demontagen in der Bundesrepublik Deutschland unverändert fortge-
setzt hätten (x243/177). 
Der Beitritt zur internationalen Ruhrbehörde (Petersberger Abkommen) erfolgte nicht feiwil-
lig und verstieß eindeutig gegen die Grundsätze des schon damals geltenden Völkerrechts. Die 
westdeutsche Bevölkerung wurde vor dem Abschluß des Petersberger Abkommens nachweis-
lich durch Ultimaten (Gewaltanwendung: "gezielte Hungerpolitik von Mai 1945 bis Anfang 
1947 und Gewaltandrohung: Fortsetzung der Demontagen) systematisch unter Druck gesetzt. 
Der gewaltsam erpreßte und damit völkerrechtswidrige Beitritt zur internationalen Ruhrbe-
hörde sowie die Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften (Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) war eine Fortsetzung des Versail-
ler Friedensdiktates von 1919.  
Bei der internationalen Ruhrbehörde handelte es sich um eine Tarnorganisation des NWO-
Imperiums. Diese geschickt getarnte Organisation (angeblich der erste Schritt zur Aussöhnung 
der "Erbfeinde" Deutschland und Frankreich) sollte in erster Linie die langfristige wirtschaft-
liche Ausbeutung und politische Unterdrückung Deutschlands garantieren.  
Das Ruhrstatut wurde später aufgrund des Pariser Vertrages vom 18.04.1951 am 23. Juli 1952 
in die Montanunion und danach 1967 durch Fusionsvertrag in die EG integriert. 
Besatzungsstatut der westlichen Besatzungsmächte: Am 8. April 1949 beschlossen die 
Außenminister Acheson, USA, Bevin, England, und Schuman, Frankreich, während einer 
Konferenz in Washington ein Besatzungsstatut für Westdeutschland und die Einsetzung einer 
Alliierten Hohen Kommission (Ersatz für den seit März 1948 entscheidungsunfähigen Alliier-
ten Kontrollrat).  
Die westdeutschen Ministerpräsidenten akzeptierten am 12. April 1949 das Besatzungsstatut 
der westlichen Siegermächte. Dieses Besatzungsstatut reduzierte zwar die geplanten Demon-
tagen, aber auch die Souveränität der "neuen" Bundesrepublik Deutschland wurde bis zum 4. 
Mai 1955 durch die große Autorität der westlichen Besatzungsmächte erheblich einge-
schränkt. Die Oberaufsicht der Alliierten über Reparationen, Entmilitarisierung, Außenpolitik 
der Bundesrepublik Deutschland sowie die Ruhrkontrolle änderte sich ebenfalls nicht und die 
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"Alliierte Hohe Kommission" kontrollierte weiterhin die deutschen Landesregierungen und 
die zukünftige deutsche Bundesregierung. 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland: Die westlichen Militärgouverneure über-
gaben den 11 Ministerpräsidenten der 3 Westzonen am 1. Juli 1948 in Frankfurt die Richtlini-
en der Londoner Empfehlungen und beauftragten sie, einen Parlamentarischen Rat zu bilden, 
um eine Verfassung auszuarbeiten.  
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht aufgrund des Selbstbestim-
mungsrechtes des deutschen Volkes erlassen, wie es in der Präambel hieß, sondern das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland wurde formalrechtlich infolge eines gemeinsa-
men Aktes der Militärgouverneure der drei Westmächte (als oberste Befehlshaber und Inhaber 
der obersten Gewalt in ihren Besatzungszonen) in Kraft gesetzt. Das Grundgesetz mußte den 
Besatzungsmächten zur Genehmigung vorgelegt werden.  
Obwohl das deutsche Volk völkerrechtlich als Staatsvolk erhalten geblieben war, erfolgte da-
mals keine Volksabstimmung über die Annahme des Grundgesetzes, so daß das Grundgesetz 
am 23. Mai 1949 ohne die direkte demokratische Beteiligung des deutschen Volkes in Kraft 
trat.  
Wahrscheinlich war es kein Zufall, daß das Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat, denn 
am 23. Mai 1945 wurde die "Geschäftsführende Zentralregierung des Deutschen Reiches" 
völkerrechtswidrig abgesetzt, verhaftet und "als Kriegsgefangene" inhaftiert. Sämtliche Mit-
glieder der letzten deutschen Reichsregierung und des Oberkommandos der Wehrmacht, die 
sogenannte "Dönitz-Clique" wurden am 23. Mai 1945 auf Weisung General Eisenhowers in 
Flensburg-Mürwik verhaftet und "als Kriegsgefangene" interniert. 
Das deutsche Grundgesetz, in dem zahlreiche "Sonderwünsche" bzw. Forderungen der West-
mächte berücksichtigt werden mußten, sollte im Hinblick auf Mittel- und Ostdeutschland nur 
für "eine Übergangszeit" gelten. Bis zum heutigen Tag erfolgte jedoch keine Volksabstim-
mung über die Annahme des Grundgesetzes. 
Die Urfassung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 enthielt 
wesentliche Beschränkungen deutscher Hoheitsrechte. Auswärtige Beziehungen, Wirtschafts-
politik, Legislative, Exekutive, Gerichtsbarkeit waren Einschränkungen unterworfen: In Not-
standssituationen konnten die Besatzungsmächte wieder die volle Hoheit übernehmen. Ver-
fassungsänderungen mußten genehmigt werden.  
Die eigentliche Verfassung der Bundesrepublik Deutschland war zunächst das sogenannte 
Besatzungsstatut der westlichen Siegermächte. Erst nachdem die Bundesrepublik Deutschland 
sämtliche deutschen Auslandsschulden (ohne Verrechnung der nach Kriegsende beschlag-
nahmten Vermögenswerte im Ausland und der beschlagnahmten deutschen Patente) anerkannt 
hatte, erhielt sie im März 1951 eine begrenzte außenpolitische Souveränität (x128/266).  
Am 5. Mai 1955 traten die Pariser Verträge in Kraft: Die Bundesrepublik Deutschland erhielt 
endlich die zugesagte Teil-Souveränität und gewisse Hoheitsrechte. Das Besatzungsstatut ent-
fiel zwar offiziell, aber wesentliche Vorbehaltsrechte und geheime Zusatzverträge der alliier-
ten Siegermächte blieben weiterhin bestehen: Stationierungskosten, Truppenstationierung, 
Berlin-Status, Wiedervereinigungs- und Friedensvertragsfrage, Medienkontrolle und andere 
Vorbehaltsrechte. 
In der Bundesrepublik Deutschland (BRD) waren die freien, geheimen Wahlen zwar frei und 
geheim, aber die gewählten Parteien und Abgeordneten konnten nicht souverän die Interessen 
des deutschen Volkes vertreten. Infolge des Besatzungsstatutes, der geheimen Zusatzverträge 
(Ruhrstatut und Zwangsmitgliedschaft in den Folgegemeinschaften Europäische Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl bzw. Montanunion, EG und EU) und der zahlreichen geheimen Vorbe-
haltsrechte handelten die vom deutschen Volk gewählten Parteien und Abgeordneten seit 
Gründung der BRD im Auftrag und nach den Vorgaben der alliierten Siegermächte. 
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Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über die fehlende Souveränität der BRD (x068/279): >>... Die Amerikaner befahlen, die 
Deutschen führten aus: die "Währungsreform" im Sommer 1948, die Konstituierung des "Par-
lamentarischen Rates" im Herbst desselben Jahres, das "Grundgesetz" am 23. Mai 1949. 
Nichts geschah ohne Billigung der Sieger. Und Kurt Schumacher sagte selbstverständlich die 
Wahrheit, als er Adenauer den "Kanzler der Alliierten" nannte, worauf sich ein Sturm der Ent-
rüstung erhob, wie immer nach dem Aussprechen einer unangenehmen Tatsache. …<< 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: Am 7. Oktober 1949 gründete die 
"Provisorische Volkskammer" die Deutsche Demokratische Republik. Die Ausrufung der 
"DDR" erfolgte aus taktischen Gründen erst nach der Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land. Die von der Volkskammer gewählte Regierung der DDR übernahm später nach dem 
sowjetischen Muster die Bezeichnung "Ministerrat".  
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" 42/1949 berichtete am 13. Oktober 1949 über die 
Gründung der Deutschen Demokratischen Republik: >>Weg  
Die Sowjetunion vollzog den verwaltungstechnischen Gegenzug zu Bonn. Auf einem ersten 
Staats-Empfang der ostdeutschen Volkskammer gab SMA-Chef Wassili Tschuikow den Ent-
schluß der Sowjetregierung bekannt, "der provisorischen Regierung der deutschen demokrati-
schen Republik die Verwaltungsfunktionen zu übertragen, die bisher der sowjetischen Mili-
täradministration zustanden". An deren Stelle tritt eine sowjetische Kontrollkommission. Ge-
neral Tschuikow nannte die westdeutsche Bundesregierung eine spalterische Marionetten-
Regierung …<< 
Die von der sowjetischen Besatzungsmacht gegründete DDR war kein souveräner Staat und 
keine Demokratie, sondern eine Diktatur. Die sog. "freien, geheimen Wahlen" waren weder 
frei noch geheim und die Wahlergebnisse wurden je nach Bedarf manipuliert. Die Parteien-
diktatur der verschiedenen gleichgeschalteten Blockparteien leitete die Sozialistische Ein-
heitspartei Deutschlands (SED) im Auftrag der sowjetischen Besatzungsmacht. Der kommu-
nistische Einheitsstaat kontrollierte sämtliche Lebensbereiche.  
Im Rahmen der sowjetischen Umerziehung wurden die Mitteldeutschen von 1945 bis 1989 zu 
"überzeugten" Mitgliedern der klassenlosen marxistisch-leninistischen Gesellschaft, in der die 
Produktionsmittel einheitliches Volkseigentum und sämtliche Mitglieder der Gesellschaft so-
zial völlig gleich sein sollten, erzogen.  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein schrieb später über die Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik (x063/635): >>... Eine Verfassung haben die Parteiin-
stanzen der Sowjetzone am 19. März 1949 verkündet. Auf dem Papier durchaus demokra-
tisch, mit zahlreichen Bestimmungen, die nahezu wörtlich aus der Weimarer Verfassung 
übernommen wurden, bildeten sie in Wirklichkeit nur den Deckmantel für eine totale Will-
kürherrschaft. Die Einrichtung einer Geheimpolizei, des Staatssicherheitsdienstes, eine politi-
sierte Justiz, Säuberungsaktionen, Gleichschaltung der Jugend, in steigendem Maße eine 
atheistische, religionsfeindliche Propaganda und die nahezu völlige Absperrung nach außen 
sollten der SED-Regierung die Kontrolle über die Bevölkerung sichern. ...<< 
Oder-Neiße-Linie: Im sog. Görlitzer Abkommen erklärten Polen und die DDR am 6. Juni 
1950 die Oder-Neiße-Linie zur unantastbaren und endgültigen Grenze (x155/63): >>Die Re-
gierung der Republik Polen und die Delegation der provisorischen Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik ... haben gemeinsam festgestellt, daß es im Interesse einer weiteren 
Entwicklung und Festigung der gutnachbarlichen Verhältnisse und der Freundschaft zwischen 
dem polnischen und dem deutschen Volke liege, die festgesetzte und zwischen beiden Staaten 
bestehende Friedens- und Freundschaftsgrenze an der Oder und der Lausitzer Neiße als unan-
tastbare Grenze endgültig zu ziehen ...<< 
Die Bundesregierung erklärte am 9. Juni 1950, daß die Regierung der Sowjetischen Besat-
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zungszone kein Recht besitzen würde, für das deutsche Volk zu sprechen und Vereinbarungen 
zu treffen. 
Der Alterspräsident Paul Löbe erklärte am 13. Juni 1950 im Namen des Deutschen Bundesta-
ges - außer KPD - zur umstrittenen Oder-Neiße-Linie (x243/197): >>... Gemäß dem Potsda-
mer Abkommen ist das Gebiet östlich von Oder und Neiße ... der Republik Polen nur zur 
einstweiligen Verwaltung übergeben worden. ... Niemand hat das Recht, aus eigener Macht-
vollkommenheit Land und Leute preiszugeben und eine Politik des Verzichtes zu treiben.  
Die Regelung aller Grenzfragen Deutschlands ... kann nur durch einen Friedensvertrag erfol-
gen, der von einer demokratisch gewählten deutschen Regierung ... geschlossen werden 
muß.<< 
Bundeskanzler Ludwig Erhard erklärte am 22. März 1964 während seiner Rede vor dem Kon-
greß der Ostdeutschen (x155/107): >>Wir erheben gewiß keine Forderungen auf fremdes 
Staatsgebiet. Aber wir verzichten nicht - und können angesichts der Verantwortung vor dem 
deutschen Volk, dem Recht und der Geschichte auch nicht verzichten - auf Gebiete, die die 
angestammte Heimat so vieler unserer deutschen Brüder und Schwestern sind. ...<< 
Das BdV-Präsidium kritisierte am 22. Oktober 1965 die EKD-Denkschrift vom 14.10.1965 
(x155/119-120): >>... Jeder Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutet daher den Ver-
zicht auf eine friedensvertragliche Gesamtregelung schlechthin und führt in seiner Konse-
quenz zur Anerkennung des Status quo in einem dreigeteilten Deutschland. 
Die Empfehlungen, die in dieser Richtung vom Rat der Evangelischen Kirche Deutschlands in 
Umlauf gesetzt werden, beeinträchtigen nicht allein die Rechtsansprüche der vertriebenen 
Deutschen, sondern sie gefährden die Lebensinteressen des ganzen deutschen Volkes. 
Nach dem Wortlaut des Amtseides des Bundeskanzlers ist es in erster Linie Sache der Bun-
desregierung, Schaden vom deutschen Volke abzuwenden. Die gleiche Verpflichtung obliegt 
auch den gewählten Vertretern des deutschen Volkes.  
... Einseitige Schuldzuweisungen von deutscher Seite dienen dieser Verständigung nicht. Sie 
tragen nur dazu bei, die Einseitigkeit kommunistischer Anklagen gegen die Bundesrepublik 
vor der Weltöffentlichkeit zu bekräftigen.  
Es ist von deutscher Seite politischer Selbstmord, eine Kollektivschuld aller Deutschen anzu-
erkennen und zu verkünden, während verbündete Staatsmänner im Gespräch mit offiziellen 
Stellen des Ostblocks diese Kollektivschuld verneinen und für das Selbstbestimmungsrecht 
unseres Volkes eintreten. ...<<  
Der deutsche Jurist Philipp von Bismarck kritisierte am 12. November 1965 in der Wochen-
zeitung "DIE ZEIT" die Denkschrift der EKD zur Lage der Vertriebenen und der deutschen 
Ostpolitik (x064/39): >>... Die Notwendigkeit, auf die deutschen Ostgebiete zu verzichten, 
wird damit begründet, daß Polen seine Besitzungen östlich der Curzon-Linie 1945 an die So-
wjetunion abtreten mußte. Nicht erwähnt aber wurde, das Marschall Pilsudski den größten 
Teil dieser Gebiete erst in den Jahren 1920/21 der damals schwachen Sowjetunion mit Ge-
walt, also in einem Krieg entrissen hatte, obgleich nur eine polnische Minderheit dort ansässig 
war. 
Für den unbefangenen Leser der Denkschrift wird die 1945 von der Sowjetunion erzwungene 
Rückgabe der polnischen Kriegsbeute von 1921 bei der Abgabe von Quadratmetern und stati-
stischen Zahlen sachlich gleichgestellt mit den zum Teil über 700 Jahre von Deutschen besie-
delten Ostprovinzen. Wer aber die geschichtlichen und politischen Tatbestände klärend aufar-
beiten will, dürfte diesen bedeutsamen geschichtlichen Unterschied nicht verschweigen. 
Die Denkschrift ruft für den Unkundigen den unzutreffenden Eindruck hervor, als hätten wirt-
schaftliche oder bevölkerungspolitische Gründe die sog. "Westverschiebung" Polens notwen-
dig gemacht. Der abgefeimte Plan Stalins, auf diese Weise eine Streitaxt zwischen die Deut-
schen und die Polen zu legen, wird nicht erwähnt. ... 
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Allgemein bedenklich erscheint es, wenn das Völkerrecht bagatellisiert wird. Dem Laien kann 
man leicht einreden, daß das Völkerrecht nicht viel bedeutet. ...<< 
Bundesinnenminister Friedrich Zimmermann versprach am 29. Januar 1983 in München 
(x024/350): >>Tendenzen, die deutsche Frage auf die Bundesrepublik Deutschland und die 
DDR zu beschränken und die ostdeutschen Gebiete jenseits von Oder und Neiße nicht einzu-
beziehen, wird es bei der neuen Bundesregierung nicht geben.  
Wir werden auch keinen Zweifel daran aufkommen lassen, daß die Vertreibung von Deut-
schen und die entschädigungslose Enteignung ihres Grundeigentums sowie anderer Entschä-
digungswerte völkerrechtswidrig ist. ...<< 
Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft (NATO):  Obwohl Stalin im 
Jahre 1952 die Rückgabe der deutschen Ostgebiete im Tausch gegen eine deutsche Neutralität 
und den Nichteintritt in die NATO angeboten hatte, wurde die Bundesrepublik Deutschland 
am 9. Mai 1955 Mitglied der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft.  
Die geplante deutsche Bundeswehr wurde danach in die NATO-Strukturen integriert und die 
Bundesrepublik Deutschland erklärte sich damals bereit, auf die Entwicklung von ABC-
Waffen zu verzichten. 
Für die Mitgliedschaft in der Nordatlantischen Verteidigungsgemeinschaft entfiel im Jahre 
1955 angeblich das Besatzungsstatut und die Bundesrepublik Deutschland sollte endlich die 
zugesagte Souveränität und fast alle Hoheitsrechte erhalten. Tatsächlich blieben jedoch wei-
terhin wesentliche Befugnisse und Vorbehaltsrechte des Besatzungsstatutes der alliierten Sie-
germächte bestehen. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner schrieb später über die NA-
TO (x068/272-273): >>... Das amerikanische Wesen ist das Geld: der Inbegriff des Yankee-
Daseins. Natürlich erfaßt dies nicht alles, aber das Wichtigste. ... 
Für ihre ungeheure Aufrüstung hatten die Amerikaner militärische, mehr jedoch wirtschaftli-
che Gründe. Deshalb traten auch viele jener, die das Geschwätz von der Gefahr aus dem 
Osten keinen Augenblick glaubten, für Aufrüstung und Nato ein.  
Derart konnte enorm verdient werden und wurde enorm verdient. Und gerade nach dem Ver-
lust Chinas benötigte man Europa auch als Absatzmarkt. … 
In Europa … begann jetzt nach dessen militärischer Eroberung die friedliche. Ein US-
Konzern nach dem anderen investierte in den zuvor zerbombten und zerschossenen Städten. 
Und die Rechnung, daß eine im Krieg ruinierte Wirtschaft schneller wächst als eine, die den 
Krieg so glänzend überstand, erwies sich als richtig, zumal auch die US-Banken von Anfang 
an mitspielten, deren Politik in Europa war: alte Investitionen retten, neue vornehmen. Ja, das 
Bankhaus Dillon, Read, setzte so sehr auf die Rentabilität seiner Anlagen im Nachkriegs-
deutschland, daß es deutschen Industriebossen noch vor Kriegsende eine Privatanleihe von 
einer Milliarde Dollar anbot. …<< 
Mitglied des Warschauer Beistandspaktes: Die Staaten des Sowjetblocks (UdSSR, Albani-
en, Bulgarien, CSR, Polen, Rumänien und Ungarn), zu denen als 8. Staat die DDR gehörte, 
schlossen am 14. Mai 1955 in Warschau den Warschauer Beistandspakt bzw. ein Militär-
bündnis gegen die Abwehrbemühungen der nichtkommunistischen Staaten Europas und un-
terstellten sich dem Oberbefehl des Sowjetmarschalls Konjew. 
Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft:  Die "BILD-Zeitung" berichtete am 3. Mai 
1955 über die Ankunft der ersten Gastarbeiter: >>Erste Gastarbeiter kommen 
Alois Tamanini und 25 italienische Kollegen treffen bei der "Bergisch-Märkischen Industrie-
stein" als Steinbrecher ein. Die Gewerkschaft protestiert ... Die Steinbruchfirma hatte keine 
deutschen Arbeiter finden können.  
Immer mehr Betriebe verschiedener Branchen fordern Arbeitskräfte aus Italien an.<< 
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Die "BILD-Zeitung" berichtete am 10. September 1964: >>Eine Million Gastarbeiter 
... Zimmermann Armando Rodrigues ... aus Portugal wird als einmillionster Gastarbeiter be-
grüßt. Geschenk: ein zweisitziges Moped. Ein Vertreter der Arbeitgeberverbände sagt: "Ohne 
die Mitarbeit der Ausländer, wäre unsere wirtschaftliche Entwicklung nicht denkbar." 
Hauptgruppen der Gastarbeiter in der Bundesrepublik: 29,5 % Italiener, 15,9 % Griechen, 
15,5 % Spanier, 9,1 % Türken.<< 
Im Jahre 1967 waren die meisten angeworbenen ausländischen Gastarbeiter erwerbstätig und 
erhielten etwa 1,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/33-35): >>Erdogans Fünfte Kolonne 
… Als die Bundesrepublik in den 1950er Jahren die ersten Arbeitskräfte aus dem Ausland 
anwarb, florierte die westdeutsche Wirtschaft, und es herrschte nahezu Vollbeschäftigung. … 
1955 schloß die Bundesrepublik zunächst ein Gastarbeiterabkommen mit Italien ab, 1960 
dann mit Spanien und Griechenland. Ein Jahr später folgte die Unterzeichnung des deutsch-
türkischen Anwerbeabkommens durch den christdemokratischen Außenminister Heinrich von 
Brentano. Das hatte nicht nur innenpolitische Gründe. Die türkischstämmige Soziologin Necla 
Kelek schreibt dazu in ihrem Sammelband Chaos der Kulturen: "Eigentlich brauchte man in 
Deutschland die türkischen Arbeiterinnen und Arbeiter so dringend nicht. Aber es gab geopo-
litische Gründe. Die Vereinigten Staaten drängten die Deutschen, die Türkei wirtschaftlich zu 
stützen." 
USA und NATO machten Druck 
Zuvor hatte das türkische Militär erfolgreich gegen Ministerpräsident Adnan Menderes ge-
putscht, der den Laizismus zu Gunsten eines islamischen Staatssystems beseitigen wollte. Die 
NATO-treuen Generäle forderten für ihre Unterstützung der Eindämmungspolitik des We-
stens gegenüber Moskau und vor allem Fidel Castro auf Kuba eine Teilhabe am wirtschaftli-
chen Aufschwung Europas. … 
Zwar gab es zunächst Widerstand vom Arbeitsministerium unter Theodor Blank (CDU) und 
den Gewerkschaften gegen den Zuzug weiterer Gastarbeiter, zumal aus einem ganz anderen 
Kulturkreis, doch wurden diese Einwände von Brentano beiseite gewischt. Dies geschah nicht 
zuletzt auch deshalb, weil die Bundesrepublik massiv von den USA unter Druck gesetzt wur-
de. Immerhin konnte das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung zunächst errei-
chen, daß die Arbeitsverträge für türkische Gastarbeiter auf zwei Jahre begrenzt wurden. Man 
setzte auf das Rotationsprinzip:  
Nach Ablauf der Zeit sollte ein Arbeiter aus der Türkei durch einen anderen ersetzt werden. 
Auch sonst gab es  - im Unterschied zu den Abkommen mit europäischen Ländern - spezielle 
Besonderheiten: Die Anwerbung war ausschließlich für Unverheiratete vorgesehen und ein 
Familiennachzug wurde explizit ausgeschlossen. Ende der 1960er Jahre - mittlerweile gab es 
weitere Abkommen mit Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien - wurden allerdings 
diese Hürden für eine dauerhafte Zuwanderung auf Druck der Arbeitgeber beseitigt. 
Die Folge war ein rasanter Anstieg der türkischen Bevölkerung in Westdeutschland. Lebten 
im Jahr 1960 nur etwa 3.000 Türken in der Bundesrepublik, stieg deren Zahl 1961 auf knapp 
7.000 und bis 1971 auf 652.000. Bis 1973 wurde der türkische Arbeitsmarkt um 857.000 Er-
werbssuchende entlastet, die Gesamtzahl der Türken hatte sich hierzulande auf 910.000 er-
höht. … 
Ende der 1970er Jahre betrug die Zahl der in der Bundesrepublik lebenden Türken und 1,2 
Millionen. 1981 über 1,5 Millionen. Nach der Wiedervereinigung setzte sich diese Tendenz 
fort. Im Jahr 1993, also zwanzig Jahre nach dem Anwerbestopp, lebten - trotz der von der Re-
gierung Kohl in den Achtzigern zögerlich in Gang gesetzten Rückkehrförderung - schon 1,8 
Millionen Türken in Deutschland, im Jahr 2001 rund zwei Millionen. Derzeit leben in 
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Deutschland etwa 1,5 Millionen Türken, mit den Eingebürgerten sind es rund drei Millionen. 
…<< 
Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015, deutscher Bundeskanzler von 1974-82, heraus-
ragender Politiker der deutschen Sozialdemokratie) warnte im Jahre 1981 während einer 
DGB-Versammlung in Hamburg (x268/180): >>... Wir können nicht noch mehr Ausländer 
verdauen, das gibt Mord und Totschlag.<<  
Bundeskanzler Helmut Schmidt wurde am 1. Oktober 1982 durch ein konstruktives Mißtrau-
ensvotum des deutschen Bundestages gestürzt.  
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb im Jahre 1989 (x268/196): >>... 
Es gibt 2 Typen von Einwanderungsländern.  
Die einen, wie die USA, legen pedantisch fest, welche Leute sie hereinlassen, ökonomisch 
und sozial integrieren können. Die anderen, für die es bis jetzt nur ein historisches Beispiel 
gibt, bevorzugen Zuwanderer, mit denen sie nichts anfangen können, aber die sie wenigstens 
unterstützen wollen. ...<<  
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG):  In Rom wurde am 25. 
März 1957 der zeitlich unbegrenzte Vertrag über die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) unterzeichnet.  
Innerhalb von 12 Jahren sollten in den 6 Gründerstaaten der EWG (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, Holland und Luxemburg) die Binnenzölle und Handelsschranken abgebaut 
und ein gemeinsamer Markt mit einheitlichen Außenzöllen entstehen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftpolitik, eine Zollunion, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft, Wach-
stum und Wohlstand sowie die Angleichung des Lebensstandards in den Mitgliedstaaten zu 
realisieren. 
Staatspräsident de Gaulle erklärte am 4. Februar 1965 während einer Pressekonferenz zur zu-
künftigen Europapolitik (x300/219): >>... Europa, Mutter der modernen Zivilisation, muß 
vom Atlantik bis zum Ural entstehen, um seine gewaltigen Hilfsmittel zu entwickeln und da-
mit es gemeinsam mit Amerika, seiner Tochter, die Rolle spielt, die ihm zukommt, um 2 Mrd. 
Menschen zu dem dringend benötigten Fortschritt zu verhelfen.<<  
Am 1. Juli 1967 entstand die Europäische Gemeinschaft (EG). Es handelte sich um den Zu-
sammenschluß der Europäischen Vertragsgemeinschaften: Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG), Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) und Montanunion (EGKS). 
Der französische Staatspräsident Georges Pompidou erläuterte am 1. März 1971 während ei-
ner Pressekonferenz den Aufbau einer Konföderation von europäischen Staaten (x128/281-
282): >>... Es kann nur darum gehen, auf dem, was schon vorhanden ist, eine Konföderation 
von Staaten aufzubauen, die entschlossen sind, ihre Politik zu harmonisieren und ihre Wirt-
schaft zu integrieren.  
Wenn man das Problem so betrachtet, wird man feststellen, daß der Streit um die Supranatio-
nalität ein falscher Streit ist. Wenn die europäische Konföderation eines Tages eine Realität 
ist, wird es sicher auch eine Regierung geben müssen, deren Entscheidungen für alle dazuge-
hörenden Staaten verbindlich sein werden. …<< 
Die Mitglieder des Europäischen Parlaments wurden seit Juni 1979 alle fünf Jahre in allge-
meinen und direkten Wahlen gewählt. In der Bundesrepublik Deutschland wurden am 10. Juni 
1979 erstmalig Abgeordnete für das Europäische Parlament gewählt. Von den 410 Abgeord-
neten aus 9 Ländern stellten die Deutschen 81. Das EU-Parlament konnte zwar noch keine 
Gesetze erlassen, sondern erfüllte nur beratende und kontrollierende Funktionen, beschloß 
aber bereits den ersten eigenen Haushalt.  
Die zehn EG-Mitgliedstaaten beschlossen am 19. Juni 1983, eine Europäische Union zu grün-
den. 
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Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM), Nutzung der Kernener-
gie: In Rom wurde am 25. März 1957 der zeitlich unbegrenzte Vertrage über die Europäische 
Atomgemeinschaft (EURATOM) unterzeichnet.  
Zu den Aufgaben der Europäische Atomgemeinschaft zählten: Förderung, Koordinierung und 
Kontrolle der Forschung, Nutzung und Entsorgung im Kernenergiebereich. Die Bundesrepu-
blik Deutschland übernahm 28 % Verwaltungskosten und 30 % Forschungs- und Investitions-
kosten der Europäischen Atomgemeinschaft (x182/220). 
In Kahl am Main lieferte das erste deutsche Kernkraftwerk am 17. Juni 1961 erstmalig Strom. 
Der Betreiber des Kernkraftwerkes war das staatliche Stromerzeugungsunternehmen RWE. 
Die "BILD-Zeitung" berichtete am 9. Mai 1966: >>Atomstrom in der DDR 
... Das erste Atomkraftwerk der DDR geht in der bis dahin industriell unberührten Seenland-
schaft im nördlichen Brandenburg bei Rheinsberg in Betrieb. ...<< 
Meinungsumfragen zur "Nutzung der Kernenergie" im Jahre 1979 ergaben folgende Ergebnis-
se (x149/225): >>... 30 % "Wir müssen weitere Kernkraftwerke bauen." 
37 % "Wir sollten keine neuen Kernkraftwerke mehr bauen, aber die bestehenden weiter-
betreiben."  
24 % "Wir sollten mit der Erzeugung von Kernenergie ganz aufhören und die bestehenden 
Kernkernkraftwerke stillegen."  
9 % (sind) unentschieden.<< 
Die Bürgerinitiative für Umweltschutz im niedersächsischen Landkreis Lüchow-Dannenberg 
erklärte im Jahre 1979 (x149/226): >>... Der Bürgerinitiative wird oft vorgeworfen, sie infor-
miere einseitig – Tatsache ist, daß sie die Informationen bringt, die Betreiber und Regierungen 
im eigenen Interesse wohlweislich verschweigen müssen. 
Wir werden auch in Zukunft weiter auf die Gefahren der Atomenergie hinweisen, 
(1) weil die Technik der Atomanlagen nicht sicher ist; 
(2) weil die Anlagen das ökologische Gleichgewicht unwiederbringlich zerstören; 
(3) weil uns die Nutzung der Atomenergie die totale Überwachung und Kontrolle der Bürger 
bringt, den Atomstaat. ...<< 
Am 28. Februar 1981 protestierten etwa 100.000 Atomkraftgegner trotz des totalen Demon-
strationsverbotes gegen den Bau des Kernkraftwerkes Brokdorf an der Unterelbe. Bei der 
"Schlacht um Brokdorf" wurden Hunderte von Polizisten und Demonstranten verletzt. 
In der Ukraine ereignete sich am 26. April 1986 der bisher größte Anzunehmende Unfall in 
der Geschichte der friedlichen Nutzung der Kernenergie. Bei diesem Super-GAU im Kern-
kraftwerk Tschernobyl wurde 40- bis 50mal soviel Radioaktivität freigesetzt, wie bei der 
Atombombenexplosion in Hiroshima in Japan im Jahre 1945 (x175/790). 
Ausgrenzung und Diffamierung der deutschen Vertriebenen: Die BdV-Bundesversamm-
lung kritisierte am 8. Juli 1963 die Voreingenommenheit sowie die einseitige Berichterstat-
tung in den westdeutschen Rundfunk- und Fernsehsendungen (x155/99): >>Die Bundesver-
sammlung des Bundes der Vertriebenen wendet sich mit allem Ernst gegen Tendenzen in ei-
nem Teil der öffentlichen meinungsbildenden Organe, den deutschen Rechtsstandpunkt in der 
Frage der Wiederherstellung der deutschen Einheit, der Vertretung des Rechts auf die Heimat 
und des Selbstbestimmungsrechts für alle Deutschen abzuwerten. 
Solche Tendenzen verstoßen gegen das Grundgesetz, das jedem Bürger die Verpflichtung auf-
erlegt, die deutsche Einheit in Freiheit zu vollenden. Sie untergraben den Willen des deut-
schen Volkes zur Selbstbehauptung. Sie widersprechen der von allen staatstragenden Kräften 
der Bundesrepublik klar und einheitlich vertretenen Politik. …<< 
Die österreichische Zeitung "Salzburger Nachrichten" berichtete am 16. Juli 1966 über die 
einseitige Berichterstattung in den deutschen Medien (x024/291-292): >>... Es ist eine wahre 
Schande - sagen nicht wenige einsichtige Deutsche -, wie unter dem jetzigen System in 
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Deutschland die Vertriebenen, die stellvertretend für das ganze deutsche Volk die Sünden und 
die Verbrechen des NS-Regimes gebüßt haben, noch weiter büßen und übel wie keine anderen 
Mitglieder des deutschen Volkes behandelt werden.  
Das deutsche Wirtschaftswunder wäre ohne sie, ihre Arbeit und ihren guten Willen niemals in 
ihrem Umfang, den es hatte, möglich gewesen. ...  
Fernsehen, Rundfunk, große Presse und nicht zuletzt die Gleichgültigkeit Bonns haben es er-
reicht, daß die Vertriebenen von den anderen Deutschen als lästige Querulanten empfunden 
und nahezu als Verfemte und Vogelfreie gewertet werden.  
Das ist bedrückend traurig und zeigt, daß das deutsche Volk in seiner Gesamtheit als Folge 
des Zusammenbruchs noch krank ist.<< 
Die BdV-Bundesvertretung kritisierte am 30. März 1968 den Nürnberger SPD-Beschluß und 
die Voreingenommenheit sowie einseitige Berichterstattung in Rundfunk- und Fernsehsen-
dungen (x155/143-144): >>Der Bund der Vertriebenen wendet sich entschieden gegen Vor-
eingenommenheit und Einseitigkeit weiter Bereiche von Rundfunk und Fernsehen bei der Be-
richterstattung und Kommentierung über die Vertriebenen und die Vertreibungsgebiete. 
Die Vertriebenen als die Opfer eines Verbrechens der Unmenschlichkeit werden geschmäht, 
die Vertreiber hingegen entschuldigt und deren gewaltsame Annexion zum Recht erklärt. 
Wenn Denkschriften und deren Verzichtsofferten wohlwollend und ausführlich geradegestellt 
und erläutert werden, dann muß auch der Standpunkt des Rechts, der historischen Kontinuität 
und der politischen Ziele der Vertriebenen der Öffentlichkeit vermittelt werden. Chancen-
gleichheit für alle demokratischen Kräfte in unserem Volk ist ein Gebot, dem auch Rundfunk- 
und Fernsehanstalten verpflichtet sind. ...<< 
Rudolf Mühlfenzl, Chefredakteur des Bayerischen Fernsehens, kritisierte am 28. Januar 1981 
die systematische Verdrängung der Vertreibungsverbrechen in Ost-Mitteleuropa (x025/193): 
>>Es ist unglaublich, daß über die Jahre voller menschlicher Schicksale so lange nicht ge-
sprochen wurde. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb im November 1987 in seinem Buch 
"Vertreibungsverbrechen an Deutschen" über die ungenügende Würdigung der eigenen Opfer 
(x025/15): >>Dieses Buch möchte dazu beitragen, die Grabkreuze wieder aufzurichten und 
den Toten endlich die verdiente letzte Ehre zu erweisen.  
Wenn es wahr ist, daß alle Menschen gleich sind, gleich an Wert und Würde, dann hat jede 
verfolgte Gruppe einen uneingeschränkten Anspruch auf Würdigung ihrer Opfer, auch und ge-
rade in publizistischer Hinsicht. ...<<  
Neue Ostpolitik: Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt erklärte in seiner Rede auf dem Karls-
ruher SPD-Parteitag vom 23. bis 27. November 1964 (x155/142): >>... Die Heimatvertriebe-
nen können sich weiterhin darauf verlassen, daß wir zum Unterschied von anderen keine Poli-
tik hinter ihrem Rücken machen.<< 
Am 22. Oktober 1969 bildete Bundeskanzler Willy Brandt eine Koalitionsregierung aus SPD 
und FDP. Im Rahmen seiner "neuen Ostpolitik" verzichtete Bundeskanzler Brandt auf den 
Bundesminister für deutsche Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte. Nach dem Mot-
to "Mehr Demokratie wagen", führte Brandt einen innen- und außenpolitischen Politikwechsel 
durch. In Ostpolitik verfolgte er den umstrittenen "Wandel durch Annäherung". Diese Politik 
führte zur (wenn auch nicht völkerrechtlichen) Anerkennung der Oder-Neiße-Linie in den 
Verträgen von Moskau und Warschau und leitete schließlich langfristig die Osterweiterung 
der NATO und EU ein. 
Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 7. Dezember 1970 den "Warschauer Vertrag". 
Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto am 7. Dezember 1970 "ging damals 
um die Welt".  
Das US-Magazin "TIME" wählte Willy Brandt im Jahre 1970 zur "Person des Jahres". Brandt 
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erhielt 1971 den Friedensnobelpreis. 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schrieb später über die auf 
"Versöhnung ausgerichtete Außenpolitik" der Bundesregierung (x025/200): >>... Durch op-
portunistisches Schweigen kann man keine Versöhnung zwischen den Völkern schaffen, al-
lenfalls zwischen Regierungen, und deren Amtsperioden dauern meistens nur 4 Jahre.  
Für die Versöhnung zwischen Völkern ist das einzig dauerhafte Fundament die Wahrheit und 
der Respekt vor den Menschenrechten der anderen.  
Wer eine wirkliche Völkerverständigung will, wird alles tun, um so schnell wie möglich alles 
Trennende zu beseitigen, und dazu gehört nun einmal auch ein Berg von Toten. Man muß sie 
aber ordentlich bestatten; mit einer Leiche im Keller hat noch keiner Frieden gefunden.<< 
Die Zöglinge der "Frankfurter Schule":  Im Jahre 1950 kehrten die deutscher Philosophen 
und Soziologen Max Horkheimer und Theodor W. Adorno aus dem US-Exil zurück und 
gründeten mit Finanzmitteln der US-Besatzungsmacht und anderen Geldgebern das Frankfur-
ter Institut für Sozialforschung, um die planmäßige Umerziehung der Deutschen fortzusetzen. 
Die sogenannte "Frankfurter Schule" prägte später vor allem die "68er Bewegung" und "Die 
Grünen". 
Der deutsche Historiker Sebastian Haffner berichtete später über die linksradikale Studenten-
bewegung der 60er Jahre in der Bundesrepublik Deutschland (x268/126-127): >>Wenn ich 
mir die linken Studenten und jungen Literaten ansehe, die sich heute so massenhaft und be-
reitwillig über die Sünden ihrer Väter entrüsten (ohne eine Ahnung von den Konflikten und 
Versuchungen, in die auch anständige Leute damals geraten konnten), dann fühle ich mich 
unwillkürlich an meine eigenen Altersgenossen erinnert, die jungen Leute von vor 30 Jahren, 
die damals, voll ähnlich leicht erregter Entrüstung, scharenweise in die SA gingen.  
Dieselben unkritischen jungen Gesichter, dieselbe naive Unbescheidenheit und Überheblich-
keit, dieselbe Bereitschaft, sich als Weltenrichter aufzuspielen; vor allem dieselbe etwas sub-
alterne Unfähigkeit, das Böse auch dann zu bemerken, wenn es sich auf der eigenen Seite in 
der eigenen Sache einschleicht. ... 
Das schreckliche an dem Linksdrall der gegenwärtigen politischen Mode, genau wie an dem 
Rechtsdrall, der eine Generation zuvor beherrschte, ist, daß er mit gänzlich unbewußter Au-
tomatik funktioniert, ohne daß die Leute auch nur merken, daß sie eigentlich alles ungeprüft 
voraussetzen, wie inkonsequent sie oft sind und wie sehr sie gewohnheitsmäßig mit zweierlei 
Maß messen. ...<< 
Am 13. Januar 1980 schlossen sich die bisher nur lokal und regional organisierten "Grünen" 
und die "Grüne Aktion Zukunft" während ihres Gründungsparteitages in Karlsruhe zur Bun-
despartei "Die Grünen" zusammen. 
Die neue Bundespartei "Die Grünen" wurde zunächst von Petra Kelly (1947-1992), August 
Haußleiter (1905-1989) und Norbert Mann geführt. Zu den wesentlichen politischen Grund-
sätzen dieser sog. Umweltpartei zählten damals: "Ökologie, Basisdemokratie, Sozial-Sozialis-
mus."  
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen" verdrängten die kampferprobten linksradikalen 
Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, Daniel 
Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian Ströbele, 
Otto Schily und viele andere Linksradikale) die kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer so-
wie die weltfremde Parteiführung der "Grünen" aus allen wichtigen Führungspositionen der 
Partei. 
Die als "Grüne" getarnte linksradikale Bewegung setzte danach in den folgenden Jahrzehnten 
konsequent die sozialistische Leitideologie der "Frankfurter Schule" um. Im Verlauf der sy-
stematischen Umerziehung bzw. Gehirnwäsche wurden vor allem die traditionellen deutschen 
Werte und Tugenden (Anstand, Fleiß, Ehrlichkeit, Großzügigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit, 
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Toleranz etc.) der bundesdeutschen "Gesellschaft" allmählich auf den Kopf gestellt, verhöhnt, 
lächerlich gemacht und letzten Endes zerstört. Die Vor- und Kriegsgeneration der Deutschen 
wurden pauschal als NS-Verbrecher eingestuft und ihre gigantische Wiederaufbauarbeit blen-
deten die "Grünen" kurzerhand aus. 
Niedergang des Christentums: Die "BILD-Zeitung" berichtete am 1. September 1969: 
>>Gotteslästerung nicht mehr strafbar ... Bei der ersten Etappe der Strafrechtsreform wird 
die Gotteslästerung gemäß § 166 abgeschafft. Bislang wurde dieses Delikt mit Gefängnis bis 
zu 3 Jahren bestraft.  
Im neu gefaßten Paragraphen heißt es nur noch: Strafbar ist das Beschimpfen des Inhalts eines 
religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Art, die den öffentlichen 
Frieden stört. ...<< 
In dem erbitterten Kulturkampf, der spätestens seit Bildung der 68er Bewegung geführt 
wurde, sollte die bisherige Bindekraft der christlichen Religion durch kommunistisch-athe-
istische Gesellschaftsideologien ersetzt werden. Infolge der Streichung des Gotteslästerungs-
paragraphen 166 Strafgesetzbuch wurden z.B. ab September 1969 Gotteslästerung und blas-
phemische Angriffe auf das Christentum nicht mehr strafrechtlich geahndet, um die christli-
chen Konfessionen zu schützen und um den Charakter eines christlich geprägten Staatswesens 
zu bewahren.  
Die evangelische und die katholische Kirche unterwarfen sich später fast widerstandslos der 
totalitären Gender-Ideologie und gehören gegenwärtig vielerorts sogar zu den fanatischsten 
Verteidigern der von den selbsternannten Gutmenschen eingeleiteten religiösen Destabilisie-
rungsmaßnahmen.  
Der unübersehbare Glaubensverfall unterstützte den dramatischen Niedergang der christlichen 
Werteordnungen, der "guten Sitten" sowie der alten "moralischen Werte" und verherrlichte 
schließlich den Atheismus und die Herrschaft der größenwahnsinnigen Öko-Hysteriker und 
der falschen Klimapropheten. 
Zerstörung des deutschen Bildungssystems: Die Kultusministerkonferenz vereinbarte am 
27. November 1969, wissenschaftlich begleitete Schulversuche mit Gesamtschulen durchzu-
führen. Die Gesamtschule, die auf die Idee der "Einheitsschule" zurückging, wurde bereits seit 
1948 gefordert. Während SPD und FDP für die Einführung der Integrierten Gesamtschule ein-
traten, waren CDU/CSU für die Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems: Hauptschule, 
Realschule und Gymnasium. 
Das weltweit anerkannte, effektive deutsche Bildungssystem, in dem man nach Möglichkeit 
jeden nach seinen Bedürfnissen und Fähigkeiten förderte, wurde in den letzten Jahrzehnten 
konsequent zerlegt. Aufgrund der ständig geringeren Anforderungen, Einführung der 
Einheitsschule, Abschaffung der Förderschulen, Sonderschulen, Gymnasien und Realschulen 
sowie des Sitzenbleibens in Schulen und Inklusion im Bildungswesen wurde der Bildungs-
standard für alle Schüler drastisch gesenkt. Viele Schüler besitzen deshalb gegenwärtig nicht 
mehr die Grundkenntnisse, die für eine erfolgreiche Berufsausbildung oder ein Studium benö-
tigt werden.  
Obwohl unsere deutschen Universitätsabschlüsse jahrzehntelang als vorbildlich galten, führte 
man das US-Diplom (Bachelor/Master) ein.  
Durch die jahrelang umstrittene Rechtschreibreform wurde die Einheitlichkeit der deutschen 
Rechtschreibung im In- und Ausland vorsätzlich erheblich beschädigt, um die deutsche Spra-
che als ehemals führende Wissenschafts- und Kultursprache endgültig auszuschalten. 
Holocaust-Industrie: Am 22. Januar 1979 zeigte das Dritte Programm des 1. Deutschen 
Fernsehens die erste von 4 Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wurde besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
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Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen wurden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
sehen und lösten fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus. Der aus der Bi-
bel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wurde danach zum Begriff für 
den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
Die deutsche Journalistin Eva Schweitzer schrieb später in ihrem Buch "Amerika und der Ho-
locaust. Die verschwiegene Geschichte" (x310/194-195): >>... Hollywood sollte den Holo-
caust erst 1959 entdecken, als Twentieth Century Fox …"Das Tagebuch der Anne Frank" auf 
den Markt brachte. Das Schicksal von Anne Frank sollte von Hollywood gleich siebzehnmal 
verfilmt werden. …. Diesem Film folgte die Miniserie "Holocaust, die 1978 auf NBC lief. 
Der eigentliche Durchbruch für den Holocaust in Hollywood kam erst 1993 mit Steven Spiel-
bergs "Schindlers Liste", … der 150 Millionen Dollar einspielte, Fernsehrechte und DVD-
Verkäufe nicht eingeschlossen. ... Von nun an produzierte Hollywood einen Holocaust-Film 
nach dem anderen. ... Mindestens 20 Filme dieses Genres werden nun jedes Jahr hergestellt, 
inklusive Dokumentationen … Zudem taucht der Holocaust in Dutzenden von populären TV-
Serien auf – "Star Treck", "Akte X", "Eine himmlische Familie" usw. … 
Manche sehen die "Hollywoodisierung des Holocaust" mit Unbehagen. So kritisierte Spiegel-
Autor Henryk M. Broder die von Steven Spielberg gegründete Shoah-Stiftung als "ein Unter-
nehmen, das den Massenmord multimedial vermarktet". Das Projekt hat Zehntausende von 
Holocaust-Überlebenden befragt, die der Shoah GmbH sämtliche Verwertungsoptionen an 
den Videoaufnahmen einräumen mußten. Wer sich allerdings aus diesem Fundus bedienen 
will, muß happige Lizenzgebühren zahlen. "Eine Minute Holocaust-Horror aus erster Hand" 
kostet 2.700 Dollar – im Voraus. 
"Damit hat die Shoah Foundation ... eine Lizenz zum Gelddrucken erfunden", schreibt Broder. 
...<< 
Die Welt berichtete am 22. August 1979 über das negative Deutschlandbild im US-Schul-
unterricht (x025/211): >>... Nimmt man dann noch die vielen Kriegsfilme in amerikanischen 
Kinos und Fernsehprogrammen, die Ausstrahlung des Films 'Holocaust' und die Deutschland-
Berichterstattung, vor allem der Zeitungen im Mittelwesten, dann kann man nur Angst be-
kommen.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über das nega-
tive Deutschlandbild (x025/211,227): >>... Daß die Besorgnis ... nicht ganz unbegründet war, 
zeigt u.a. eine Emnid-Umfrage vom Oktober 1977. Danach beziehen immerhin 32 % der be-
fragten Amerikaner ihr Deutschland-Bild aus dem Schulunterricht.  
Die wichtigste Informationsquelle stellt mit 36 % das Fernsehen dar. In diesem Medium geht 
es nicht viel anders zu als in den Schulbüchern. 1978 mußte z.B. der 'Economist' im Hinblick 
auf amerikanische TV-Produktionen berichten: "Jede Woche wird Kindern ein frei erfunde-
nes, wiedergekäutes Zeug über den Zweiten Weltkrieg angeboten, bei dem die Deutschen be-
stenfalls als dumm und schlimmstenfalls als fürchterlich brutal und tückisch dargestellt wer-
den. Etwa jeden Monat wird Kindern und Erwachsenen ... eine Mischung aus Tatsachen und 
Erfindungen vorgeführt, in der die Deutschen im selben Licht gezeigt werden. Der mutige 
oder gar der gute Deutsche ist selten zu sehen. Der durchschnittliche Deutsche ist ein Verbre-
cher in brauner, grauer oder gar schwarzer Uniform". ...<< 
>>... Im Ausland ist eine Renaissance des Deutschlandbildes der Roosevelt-Stalin-Ära zu beo-
bachten. Vor allem in den Schulbüchern und Fernseh-Produktionen der englischsprechenden 
Länder werden Deutsche vielfach mit Nazis gleichgesetzt.  
Nachdem Verbrechen gegen die Menschlichkeit fast nur anhand des Dritten Reiches demon-
striert und östliche und andere Massenverbrechen kaum publiziert werden, entsteht der Ein-
druck, Völkermord sei ein "teutonisches Phänomen"; seine Ursachen seien nicht politisch 
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bzw. soziologisch, sondern abstammungsmäßig zu erklären. Da die historischen Vertrei-
bungsverbrechen im Sinne der Kollektivschuld-Theorie gerechtfertigt erscheinen, tritt eine 
Desensibilisierung gegenüber ähnlichen Massenverbrechen ein. ...<< 
Tag der Befreiung: Bundespräsident Richard von Weizsäcker (1920-2015) erklärte am 8. 
Mai 1985 während einer Rede im Bundestag zum 40. Jahrestag der deutschen Kapitulation 
(x877/...): >>Und dennoch wurde von Tag zu Tag klarer, was es heute für uns alle gemeinsam 
zu sagen gilt: Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit von dem men-
schenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. ... 
Schuld oder Unschuld eines ganzen Volkes gibt es nicht. Schuld ist, wie Unschuld, nicht kol-
lektiv, sondern persönlich. …<< 
Die "BILD-Zeitung" berichtete damals über diese Rede Weizsäckers: >>Weizsäckers große 
Rede zum 8. Mai 
Der Bundespräsident Richard von Weizsäcker hält eine aufsehenerregende Rede zum 40. Jah-
restag des Kriegsendes.  
Vor dem Bundestag erklärt er: "Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit 
von dem menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Nie-
mand wird um dieser Befreiung willen vergessen, welche schweren Leiden für viele Men-
schen mit dem 8. Mai erst begannen und danach folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende des 
Krieges die Ursache für Flucht, Vertreibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in sei-
nem Anfang und im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte. ..." 
Der Bundespräsident, Sohn des Staatssekretärs in Ribbentrops Auswärtigen Amt, Ernst von 
Weizsäcker, hebt die Bedeutung der Erinnerung hervor: "Erinnern heißt, eines Geschehens so 
ehrlich und rein zu gedenken, daß es zum Teil des eigenen Innern wird." 
... Je ehrlicher die Deutschen den 8. Mai begingen, desto freier seien sie, sich seinen Folgen 
verantwortlich zu stellen. "Wir brauchen und wir haben die Kraft, der Wahrheit so gut wir es 
können ins Auge zu sehen, ohne Beschönigung und ohne Einseitigkeit". ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Rede Weizsäckers 
zum 40. Jahrestag des Kriegsendes (x268/102-103): >>... Natürlich war das Kriegsende für 
die Insassen der Konzentrationslager, für die politischen Häftlinge in den Gefängnissen und 
für die vielen Regimekritiker eine Erlösung.  
Auf der anderen Seite der Bilanz standen die "ethnische Säuberung" in den Vertreibungsge-
bieten - rund 30 Prozent des deutschen Siedlungsgebiets, die Spaltung von Restdeutschland 
und die neue Diktatur in der sowjetischen Besatzungszone. Dann waren da noch die Zwangs-
arbeit von Millionen deutscher Kriegsgefangener und Zivilisten, die Millionen Vergewalti-
gungen durch die Rote Armee, die neuen Konzentrationslager in der sowjetischen Besat-
zungszone und die Hungerpolitik der Westalliierten in ihren Zonen ...<< 
Kollektivschuld:  US-Präsident Ronald Reagan erklärte am 5. Mai 1985 während einer Trau-
erfeier auf dem deutschen Soldatenfriedhof in Bitburg (x268/17): >>... Den Deutschen ist ein 
Schuldgefühl aufgezwungen und zu Unrecht auferlegt worden.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über die feh-
lende Selbstachtung der Deutschen (x268/234): >>... Im Fall der deutschen Nachkriegsneuro-
se übernehmen im wesentlichen die elektronischen Massenmedien die Rolle der repressiven 
Mehrheit und die gleichsam sprachlose Bevölkerung die der Minderheit. Durch hilfreiche 
Vermittlung dieser Massenkommunikationsmittel sehen sich die Deutschen zur Zeit nicht mit 
ihren eigenen Augen, sondern mit den Augen der ehemaligen Kriegsgegner mit allen ihren 
historischen Irrtümern und Vorurteilen, vor allem sehen sie sich aus der Perspektive des Anti-
germanismus der 40er Jahre. Erinnert sei hier nochmals an die vertrauliche Denkschrift des 
Legationsrats Adam von Trott, eines der Märtyrer des Widerstands, an die amerikanische 
Adresse: die angelsächsischen Länder seien erfüllt von Vorurteilen und pharisäischen Theori-
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en und offenbar nicht in der Lage zu verstehen, daß die Deutschen selbst ein unterdrücktes 
Volk seien. ...<< 
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb im Jahre 1989 in seinem Buch 
"Phönix in Asche" (x268/229): >>... Wenn der Staat Flagge zeigt, tut er es halbmast, seine 
Feiertage sind Trauertage, die Bekundungen der Staatsmänner triefen von Betroffenheit.  
Seine Geschichte ist in Wahrheit die des NS-Regimes und der Gedenktage seiner Greuel.<< 
Zusammenbruch der DDR: Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow 
forderte die SED-Führung am 6. Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-
Gründung indirekt auf, Reformen einzuleiten - "Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" 
... 
In Leipzig duldete die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demonstration von 
50.000-70.000 Teilnehmern - "Wir sind das Volk - keine Gewalt ..." 
Am 18. Oktober 1989 trat Staats- und Parteichef Erich Honecker zurück und wurde durch 
Egon Krenz abgelöst. 
Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrierten am 4. November 1989 für Freiheit und Demokra-
tie (x175/820). Es war die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfand. 
Am 22. Dezember 1989 wurde in Ostberlin das Brandenburger Tor geöffnet. 
 


